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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Besteuerung der Kreditgenossenschaften, Sparkassen 
und Realkreditinstitute 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Riedl (München), 
Stücklen, Wagner (Günzburg), Spilker, Wohlrabe und 
Genossen 

- Drucksache VI/2693 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Namen der Bundesregie- 
rung wie folgt: 

Innerhalb der Opposition bestehen offenbar grundsätzliche 
Meinungsverschiedenheiten in der Beurteilung der derzeitigen 
Steuervergünstigungen für Sparkassen, Kreditgenossenschaften 
und Hypothekenbanken. Während die Unterzeichner der Klei- 
nen Anfrage des Abgeordneten Schmidt (Wuppertal) und Ge- 
nossen (Drucksache VI/2661) gegen eine Beibehaltung der 
Steuerprivilegien der genannten Institutsgruppen ab 1974 Be- 
denken zu haben scheinen, kommt umgekehrt in der Kleinen 
Anfrage Drucksache VI/2693 die Besorgnis zum Ausdruck, daß 
ein Abbau der derzeitigen Steuerprivilegien ungünstige Folgen 
haben könnte. Mehrere Abgeordnete haben beide Anfragen 
unterzeichnet. 


1. Fühlt sich die Bundesregierung an die Erklärung in dem Bericht 
über die Untersuchung der Wettbewerbsverschiebungen im 
Kreditgewerbe vom 18. November 1968 (Drucksache V/3500) 
gebunden, die steuerliche Sonderregelung der Kreditgenossen- 
schaften, Sparkassen und Realkreditinstitute „nicht schon in 
näherer Zukunft weiter einzuschränken oder gar abzubauen"? 


In ihrem Bericht über die Untersuchung der Wettbewerbs- 
verschiebungen im Kreditgewerbe (Drucksache V/3500) hat die 
Bundesregierung festgestellt, daß die bestehenden Steuerver- 
günstigungen im Kreditgewerbe, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, zu Wettbewerbsverschiebungen führen. Sie hat 
sich deshalb grundsätzlich dafür ausgesprochen, den durch das 
Zweite Steueränderungsgesetz 1971 eingeleiteten stufenweisen 
Abbau dieser Vergünstigungen fortzusetzen. Einen bestimmten 
Zeitplan hat sie dabei nicht aufgestellt. Sie hat lediglich erklärt, 
eine Einschränkung oder Beseitigung der Steuervergünstigun- 
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gen der Sparkassen, Kreditgenossenschaften und Realkreditin- 
stitute solle nicht schon „in näherer Zukunft" vorgenommen 
werden, damit diese Institutsgruppen Gelegenheit hätten, sich 
an die 1967 geschaffenen neuen steuerlichen Gegebenheiten 
anzupassen. An diese Erklärung hat sich die Bundesregierung 
gehalten. Die geplante Anhebung der Steuersätze soll erst am 
1. Januar 1974 in Kraft treten, wobei im Falle einer übergangs- 
lösung eine Anhebung auf den Normalsatz sogar noch später 
erfolgen würde. 


2. Wie steht die Bundesregierung zu dein Bericht des Finanz- 
ausschusses vom 29* November 1967 (Drucksache V/2320), in 
dem festgestellt wird: „Der Finanzausschuß betrachtet die von 
ihm mit Mehrheit eingenommene mittlere Position als eine 
Regelung, die langfristig den Notwendigkeiten des Bundes- 
haushalts, der Aufgabenstellung der betroffenen Gruppen des 
Kreditgewerbes sowie den gesamtwirtschaftlichen Belangen 
gerecht wird"? 

Wie bereits in der Antwort zu Frage 1. ausgeführt, soll die 
geplante Anhebung der Steuersätze erst am 1. Januar 1974 im 
Rahmen der Steuerreform in Kraft treten, wobei im Falle einer 
Ubergangslösung eine Anhebung auf den Normalsatz sogar 
noch später erfolgt. Es liegt also zwischen dem Beschluß des 
Finanzausschusses vom 29. November 1967 und dem Zeitpunkt, 
an dem die Anhebung der Steuersätze auf den Normalsatz vor- 
genommen werden soll, ein verhältnismäßig langer Zeitraum. 
Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß im Zusammenhang 
mit der Steuerreform, die erhebliche Veränderungen in unserem 
gesamten Steuersystem mit sich bringen wird, zwangsläufig 
auch die Berechtigung aller bisherigen Steuerprivilegien noch 
einmal überprüft werden muß. 


3. Welche konkreten Ergebnisse hat die Bundesregierung vor- 
liegen, die die beabsichtigte Erhöhung der Steuersätze für die 
genannten Institutsgruppen jetzt rechtfertigen? 

Die zunehmende Angleichung der Geschäftsstruktur der bisher 
steuerlich privilegierten Institutsgruppen an diejenigen der 
Universalbanken macht nach der von der Bundesregierung im 
Wettbewerbsbericht vertretenen Auffassung einen Abbau der 
Steuerprivilegien erforderlich, damit alle Institutsgruppen sich 
unter möglichst gleichen Wettbewerbs Voraussetzungen am 
Markt betätigen können. Die geschäftspolitische Angleichung 
hat sich seit 1968 weiter fortgesetzt; gegenläufige Tendenzen 
sind nicht erkennbar. Es liegt deshalb in der Linie des im Wett- 
bewerbsbericht niedergelegten Programms, wenn die Steuer- 
sätze der zur Zeit noch privilegierten Institutsgruppen dem- 
nächst auf den Normalsatz angehoben werden. 


5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Wettbewerbsbenachteili- 
gung der öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute, die dadurch ent- 
steht, daß diese Institute das vorgesehene Anrechnungsverfah- 
ren des Körperschaftsteuergesetzes nicht ausnutzen können? 


Eine Wettbewerbsbenachteiligung der öffentlich-rechtlichen 
Kreditintitute durch das Anrechnungsverfahren wird oft darin 
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gesehen, daß ihre Eigenkapitalbildung erschwert wird. Dies 
braucht aber keineswegs der Fall zu sein. Aufgabe der öffent- 
lich-rechtlichen Kreditinstitute ist nicht in erster Linie die Erzie- 
lung von Gewinnen für ihre Gewährträger. Sie stehen daher 
nicht unter demselben Ausschüttungszwang wie die mit ihnen 
konkurrierenden sonstigen Unternehmen des Kreditgewerbes. 
Soweit sie Gewinn ausschütten, können sie im Wege der Wie- 
dereinlage allerdings nur die Barausschüttungen zurückbekom- 
men, da ihre Gewährträger steuerfrei sind und keine Anrech- 
nung erhalten. 

Kreditinstitute in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft kön- 
nen dagegen bei Wiedereinlage die Barausschüttung zuzüglich 
des Steuerguthabens erlangen. Jedoch ist dieser Vorteil be- 
schränkt, weil die durchschnittliche Steuerbelastung der Anteils- 
eigner nach der Einkommensteuerstatistik 1965 immerhin 
37 v. H. betrug. Im Anrechnungsverfahren unterliegt nicht nur 
die Bardividende, sondern auch die Steuergutschrift selbst der 
Besteuerung beim Gesellschafter. Es gibt auch Kreditinstitute, 
deren Anteilseigner durchweg der Spitzenbesteuerung unter- 
liegen und die somit den öffentlich-rechtlichen Kreditinstituten 
in dieser Hinsicht gleichstehen. 


4. Würde sich eine höhere Besteuerung der Realkreditinstitute, 
Kreditgenossenschaften und Sparkassen auf die Zinssätze in den 
von diesen Institutsgruppen hauptsächlich betreuten Kredit- 
bereichen wie 

a) Wohnungsbaukredit, 

b) Agrarkredit, 

c) Mittelstandskredit, 

d) Kommunalkredit 
auswirken? 

Wenn ja, in welcher Höhe? 

Wenn nein, glaubt die Bundesregierung, daß eine ausreichende 
Kreditversorgung dieser Bereiche durch andere Kreditinstitute 
ohne Zinserhöhung sichergestellt werden kann? 

6. Wie soll nach Auffassung der Bundesregierung der Tatsache 
Rechnung getragen werden, daß im Falle einer Höherbesteue- 
rung der Sparkassen deren Eigenkapital-Ausstattung nach weni- 
gen Jahren nicht mehr den Anforderungen des Bundesaufsichts- 
amtes für das Kreditwesen entspricht und eine angemessene 
Entwicklung der Sparkassen beeinträchtigt? Beabsichtigt die 
Bundesregierung, sich dafür einzusetzen, daß die Eigenkapital- 
grundsätze des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen ent- 
sprechend geändert werden? 

8. Nimmt es die Bundesregierung bewußt in Kauf, daß bei einer 
Steuererhöhung der Sparkassen deren typische Geschäfte wie 
die Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus und der kommu- 
nalen Infrastruktur zugunsten anderer ertragreicherer Kredit- 
geschäfte eingeschränkt werden? 

9. Hat die Bundesregierung berücksichtigt, daß eine Steuer- 
erhöhung für Sparkassen eine Umlenkung der Kapitalströme 
bewirkt und damit die Finanzierung kommunaler Infrastruktur- 
maßnahmen gefährdet, da der Kreditbedarf der kommunalen 
Körperschaften heute zu einem erheblichen Teil von den Spar- 
kassen gedeckt wird? Ist die Bundesregierung gegebenenfalls 
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bereit, den kommunalen Körperschaften bei der Aufnahme von 
Kommunalkredit anderweitige Hilfe zu leisten? Wenn ja, in 
welcher Form? 


Die mit diesen Ziffern gestellten Fragen sind bereits anläßlich 
des Zweiten Steueränderungsgesetzes 1967 und der Vorberei- 
tung des Wettbewerbsberichts eingehend erörtert worden. 

Die Bundesregierung hat im Wettbewerbsbericht im einzelnen 
dargelegt, daß sie die Besorgnisse, die im Zusammenhang mit 
der vorgesehenen Beseitigung der Steuerprivilegien im Hin- 
blick auf die Leistungsfähigkeit unserer Finanzierungsmärkte 
geäußert worden sind, nicht teilt. Allerdings hat sie es zur Ver- 
meidung von Anpassungsschwierigkeiten für die betroffenen 
Kreditinstitute als erforderlich erachtet, bis zur Herstellung glei- 
cher Wettbewerbsbedingungen eine übergangsfrist einzuräu- 
men. An dieser grundsätzlichen Wertung hält die Bundesregie- 
rung fest. Sie würde es demgemäß aus Wettbewerbserwägun- 
gen nicht für sachgerecht halten, bei Einschränkung der Steuer- 
privilegien den Sparkassen durch eine Sonderregelung im Rah- 
men der Eigenkapitalgrundsätze des Bundesaufsichtsamtes für 
das Kreditwesen Erleichterungen zu gewähren. Damit würden 
die zur Zeit auf steuerlichem Gebiet bestehenden Ungleichheiten 
in wettbewerbsrelevanter Weise auf einen anderen Bereich ver- 
lagert. 

Im übrigen hat die Bundesregierung zur Frage der Auswirkun- 
gen der Steueranhebung auf die Wohnungsbaufinanzierung 
noch vor kurzem in der Antwort vom 12. Oktober 1971 (Druck- 
sache VI/2711) auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU Stellung genommen. Sie hat unter Ziffer 5 ihrer Antwort 
ausgeführt, daß die verallgemeinernde Annahme, eine Erhöhung 
der Körperschaftsteuer für Realkreditinstitute bringe zwangs- 
läufig eine Verteuerung der Wohnungsbaufinanzierung mit sich, 
angesichts der Wettbewerbslage auf den Kreditmärkten nicht 
gerechtfertigt sei. Entsprechendes gilt für den Agrar-, Mittel- 
stands- und Kommunalkredit. Auch hier dürfte der Wettbewerb 
eine ausreichende Kreditversorgung zu angemessenen Kondi- 
tionen sicherstellen. 


7. Beabsichtigt die Bundesregierung im Zuge der Steuererhöhung 
und der dadurch zwangsläufig beeinträchtigten Eigenkapital- 
bildung der Sparkassen, die Länder zu ersuchen, die ertrags- 
mindernden Geschäftsbeschränkungen der Sparkassen zu lockern 
oder aufzuheben? 

Die Bundesregierung ist davon überzeugt, daß die Länder von 
sich aus eine Änderung der Sparkassengesetze in die Wege 
leiten werden, falls sie dies im Interesse verbesserter Ertrags- 
möglichkeiten der Sparkassen für geboten halten. 


In Vertretung 

H. Hermsdorf 
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